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Stellungnahmen zum Entwurf der
Verordnung über den Vorbereitungsdienst für die Lehrämter an öffentlichen Schulen

(Stand: 4. Juni 2008)

Stellungnahmen zum Grundsätzlichen/ Allgemeinen

Verordnung über den Vorbereitungsdienst für die Lehrämter an öffentlichen Schulen

Stellungnahme Institution

...
zu dem o.g. Beteiligungsverfahren schlagen wir folgende Änderungen vor:

zu § 2 (2) 3. 2. Zeile
….. eröffnenden vergleichbare Lehramtsprüfung erfolgreich abgelegt hat …

§ 2 (2) letzter Absatz Unbestimmt ist der Begriff „geeigneten Hochschulabschlussprüfung“. Aus Sicht des
DGB müssen die Anforderungen für den Nachweis eines „bildungs-wissenschaftlichen oder fachdidaktischen
Studiums“ präzisiert werden (nach § 9 (1) Brem.Lehrerausbildungsgesetz).

Ebenso ist auszuschließen, dass ein Bachelor-Abschluss für die Zulassung zum Vorbereitungsdienst aus-
reicht (Bezug § 2 (2) 3. dieses Entwurfs).

D G B

Die Position der Senatorin für Bildung
und Wissenschaft zu den generellen
Anmerkungen der Verbände ergeben
sich aus den jeweiligen Stellungnah-
men zu den einzelnen §§

...
zu § 2(3)2.
Laut § 4(4) verlängert sich der Vorbereitungsdienst bei Nichtbestehen der Prüfung „automatisch“. Welcher Zusammen-
hang besteht zwischen Nichtbestehen und Entlassung?

zu § 4(3)
Die Mitarbeit im Ausbildungspersonalrat war bisher auch ein Grund, den Vorbereitungsdienst zu verlängern. Das sollte
weiterhin gelten.

zu § 4(5)2.
Die Formulierung „pädagogische Ausbildung nachhaltig gefördert hat“ ist sehr unscharf. Gerade bei der verkürzten Aus-
bildungsdauer von 18 Monaten kann eine weitere Verkürzung nur verantwortet werden, wenn eine eigenverantwortliche
Unterrichtserfahrung vorliegt, also kein Praktikum unter Anleitung o.ä..

D B B



2. Stellungnahmen zu den einzelnen Bestimmungen

Verordnung über den Vorbereitungsdienst für die Lehrämter an öffentlichen Schulen

Entwurf zur Neufassung Stellungnahmen zu einzelne Be-
stimmungen

Stellgn. zur Stellungnahme Änderungen gegenüber Entwurf

Aufgrund des § 17 des Bremischen
Beamtengesetzes in der Fassung der
Bekanntmachung vom 15. September
1995 (Brem.GBl. S. 207 - 2040-a-1),
zuletzt geändert jeweils durch Artikel 1
der Gesetze vom 15. April 2008
(Brem.GBl. S. 73, 75), verordnet der
Senat:

§ 1  Allgemeines

(1) Der Vorbereitungsdienst umfasst
die Teilnahme an den Lehrveranstal-
tungen des Landesinstituts für Schule
sowie die Tätigkeit in den Ausbil-
dungsschulen.

(2) Während des Vorbereitungsdien-
stes wird die Zweite Staatsprüfung für
das jeweilige Lehramt an öffentlichen
Schulen (Zweite Staatsprüfung) abge-
legt.

§ 2  Zulassung
(1) Über den Antrag auf Zulassung
zum Vorbereitungsdienst entscheidet
das Landesinstitut für Schule. Es legt
die Form der Bewerbung und die bei-
zufügenden Unterlagen fest.



Verordnung über den Vorbereitungsdienst für die Lehrämter an öffentlichen Schulen

Entwurf zur Neufassung Stellungnahmen zu einzelne Be-
stimmungen

Stellgn. zur Stellungnahme Änderungen gegenüber Entwurf

(2) Zum Vorbereitungsdienst kann
zugelassen werden, wer nach § 6 Abs.
1 Satz 1 des Bremischen Lehreraus-
bildungsgesetzes ein Lehramtsstudium
erfolgreich abgeschlossen hat und

1. die Erste Staatsprüfung für ein
Lehramt an öffentlichen Schulen
im Lande Bremen oder eine von
der Senatorin für Bildung und Wis-
senschaft anerkannte wissen-
schaftliche oder künstlerische
Lehramtsprüfung bestanden hat
oder

2. die Prüfung zum Master of Educa-
tion nach § 4 Abs. 7 des Bremi-
schen Lehrerausbildungsgesetzes
für eines der Lehrämter an öffentli-
chen Schulen erfolgreich abgelegt
hat oder

3. eine außerhalb des Landes Bre-
men nach jeweiligem Landesrecht
den Zugang zum Vorbereitungs-
dienst eröffnende Lehramtsprüfung
erfolgreich abgelegt hat und den
Nachweis über die Zugangsbe-
rechtigung erbringt.

Soweit nach § 6 Abs. 1 Satz 2 des
Bremischen Lehrerausbildungsgeset-
zes eine Erste Staatsprüfung nach
Abschluss des Masterstudiums durch-
geführt wird, ist das Bestehen dieser

….. eröffnende vergleichbare Lehr-
amtsprüfung erfolgreich abgelegt hat
…
Ebenso ist auszuschließen, dass ein
Bachelor-Abschluss für die Zulassung
zum Vorbereitungsdienst ausreicht.

DGB

übernommen

Nicht übernommen, da dem KMK-
Beschlüsse entgegen stehen.
In Baden-Württemberg eröffnet ein BA
mit 210 CP den Zugang zum Vorbe-
reitungsdienst.
BA mit 180 CP sind nicht einer Ersten
Staatsprüfung gleichwertig.

3. eine außerhalb des Landes Bre-
men nach jeweiligem Landesrecht
den Zugang zum Vorbereitungs-
dienst eröffnende vergleichbare
Lehramtsprüfung erfolgreich ab-
gelegt hat und den Nachweis über
die Zugangsberechtigung erbringt.



Verordnung über den Vorbereitungsdienst für die Lehrämter an öffentlichen Schulen

Entwurf zur Neufassung Stellungnahmen zu einzelne Be-
stimmungen

Stellgn. zur Stellungnahme Änderungen gegenüber Entwurf

Prüfung Voraussetzung für die Über-
nahme in den Vorbereitungsdienst.
Abweichend von Satz 1 kann auch
zugelassen werden, wer eine Gleich-
stellung einer für das Lehramt an öf-
fentlichen Schulen geeigneten Hoch-
schulabschlussprüfung als Erste
Staatsprüfung für dieses Lehramt nach
§ 9 Abs. 1 des Bremischen Lehreraus-
bildungsgesetzes erworben hat.

Der Begriff „geeigneten Hochschulab-
schlussprüfung“ ist unbestimmt. Die
Anforderungen müssen für den Nach-
weis eines „bildungswissenschaftlichen
oder fachdidaktischen Studiums“ prä-
zisiert werden (nach § 9 (1)
Brem.Lehrerausbildungsgesetz).

DGB

nicht übernommen
Damit würde der Zugang für den Sei-
teneinstieg eingeschränkt werden.

(3) Die Zulassung zum Vorbereitungs-
dienst ist zu verweigern, wenn die Be-
werberin oder der Bewerber

1. eine Zweite Staatsprüfung für das
jeweilige Lehramt in den gleichen
Fächern endgültig nicht bestanden
hat oder

2. eine Zweite Staatsprüfung für das
jeweilige Lehramt in den gleichen
Fächern im ersten Versuch nicht
bestanden hat und aus dem Be-
amtenverhältnis entlassen worden
ist oder aus dem Beamtenverhält-
nis auf eigenen Antrag entlassen
worden ist oder

3. den Vorbereitungsdienst in einem
anderen Land mit mehr als der
Hälfte der für das Land Bremen
maßgeblichen Ausbildungsdauer
bereits abgeleistet hat.

Laut § 4(4) verlängert sich der Vorbe-
reitungsdienst bei Nichtbestehen der
Prüfung „automatisch“. Welcher Zu-
sammenhang besteht zwischen Nicht-
bestehen und Entlassung?

DBB

Klarstellung in § 4 Absatz 4 (s. dort).



Verordnung über den Vorbereitungsdienst für die Lehrämter an öffentlichen Schulen

Entwurf zur Neufassung Stellungnahmen zu einzelne Be-
stimmungen

Stellgn. zur Stellungnahme Änderungen gegenüber Entwurf

§ 3  Dienstverhältnis der Referenda-
rin oder des Referendars

(1) Die zugelassene Bewerberin oder
der zugelassene Bewerber (§ 2 Abs. 1)
wird, sofern die beamtenrechtlichen
Voraussetzungen erfüllt sind, unter
Berufung in das Beamtenverhältnis auf
Widerruf zur Referendarin oder zum
Referendar für ein Lehramt an öffentli-
chen Schulen des Landes der Freien
Hansestadt Bremen ernannt. Sind die
beamtenrechtlichen Voraussetzungen
nicht erfüllt, so soll die Übernahme in
einem öffentlich-rechtlichen Ausbil-
dungsverhältnis erfolgen. Die für die
verbeamteten Referendarinnen und
Referendare geltenden Vorschriften
gelten entsprechend.

(2) Das Beamtenverhältnis der Refe-
rendarin oder des Referendars endet
mit Ablauf des allgemeinen oder nach
§ 4 verlängerten oder verkürzten Vor-
bereitungsdienstes.

(3) Das Bestehen der Zweiten
Staatsprüfung begründet für die Refe-
rendarin oder den Referendar keinen
Anspruch, in den bremischen Schul-
dienst übernommen zu werden.



Verordnung über den Vorbereitungsdienst für die Lehrämter an öffentlichen Schulen

Entwurf zur Neufassung Stellungnahmen zu einzelne Be-
stimmungen

Stellgn. zur Stellungnahme Änderungen gegenüber Entwurf

§ 4  Beginn und Dauer des Vorberei-
tungsdienstes

(1) Der Vorbereitungsdienst beginnt
mit der Ernennung.

(2) Die Dauer des Vorbereitungsdien-
stes bemisst sich nach den Bestim-
mungen des Bremischen Lehrerausbil-
dungsgesetzes.

(3) Der Vorbereitungsdienst kann auf
Antrag der Referendarin oder des Re-
ferendars um höchstens zwölf Monate,
in besonderen Ausnahmefällen, insbe-
sondere bei schwerer Erkrankung oder
Behinderung der Referendarin oder
des Referendars, auch darüber hinaus,
verlängert werden, wenn diese oder
dieser

1. während des Vorbereitungsdien-
stes für längere Zeit wegen Krank-
heit dienstunfähig ist,

2. andere von ihr oder ihm nicht zu
vertretende Umstände nachweist,
die ihre oder seine Ausbildung er-
heblich beeinträchtigen. Dies gilt
auch für eine Referendarin oder
einen Referendar, die oder der
a) mindestens ein Kind unter

achtzehn Jahren oder
b) einen nach ärztlichem Gut-

Die Mitarbeit im Ausbildungspersonal-
rat war bisher auch ein Grund, den
Vorbereitungsdienst zu verlängern.
Das sollte weiterhin gelten.

DBB

War auch bisher kein Tatbestand, der
einen Anspruch auslöst.



Verordnung über den Vorbereitungsdienst für die Lehrämter an öffentlichen Schulen

Entwurf zur Neufassung Stellungnahmen zu einzelne Be-
stimmungen

Stellgn. zur Stellungnahme Änderungen gegenüber Entwurf

achten pflegebedürftigen son-
stigen Angehörigen tatsächlich
betreut und pflegt.

3. zum Kreis der schwerbehinderten
Menschen im Sinne von § 2 SGB
IX gehört.

(4) Besteht die Referendarin oder der
Referendar die Zweite Staatsprüfung
nicht, verlängert sich der Vorberei-
tungsdienst bis zum Ablauf des Tages,
an dem sie oder er die Wiederho-
lungsprüfung bestanden oder endgültig
nicht bestanden hat.

s. zu § 2 Abs. 3 Nr. 2 (4) Besteht die Referendarin oder der
Referendar die Zweite Staatsprüfung
nicht, verlängert sich der Vorberei-
tungsdienst längstens bis zum Ablauf
des Tages, an dem sie oder er die
Wiederholungsprüfung bestanden oder
endgültig nicht bestanden hat. Absatz
7 bleibt unberührt.

(5) Der Vorbereitungsdienst kann auf
Antrag der Referendarin oder des Re-
ferendars im Einzelfall um höchstens
ein halbes Jahr verkürzt werden, wenn
sie oder er sich während des Vorbe-
reitungsdienstes bewährt hat und

1. als Lehramtsassistentin oder Lehr-
amtsassistent im Ausland minde-
stens sechs Monate tätig gewesen
ist oder

2. eine andere Tätigkeit, die ihre oder
seine pädagogische Ausbildung
nachhaltig gefördert hat, minde-
stens sechs Monate lang ausgeübt
hat.

Die Formulierung „pädagogische Aus-
bildung nachhaltig gefördert hat“ ist
sehr unscharf. Gerade bei der ver-
kürzten Ausbildungsdauer von 18 Mo-
naten kann eine weitere Verkürzung
nur verantwortet werden, wenn eine

Nicht übernommen, weil mit der For-
mulierung die Berücksichtigung von
umfänglicher schulischer Tätigkeit im
Rahmen von Ausbildung (Schulprakti-
ka) ermöglicht sein soll.



Verordnung über den Vorbereitungsdienst für die Lehrämter an öffentlichen Schulen

Entwurf zur Neufassung Stellungnahmen zu einzelne Be-
stimmungen

Stellgn. zur Stellungnahme Änderungen gegenüber Entwurf

eigenverantwortliche Unterrichtserfah-
rung vorliegt, also kein Praktikum unter
Anleitung o.ä..
DBB

(6) Über Anträge auf Verkürzung oder
Verlängerung entscheidet das Lan-
desinstitut für Schule.

(7) Der Vorbereitungsdienst endet
vorzeitig, wenn die Ausbildung nach
der Ausbildungs- und Prüfungsordnung
für Lehrämter vom 14. Februar 2008
(Brem.GBl. S. 29 – 221-i-3) beendet
ist.

§ 5  Verfahren bei Widersprüchen

Über Widersprüche im Sinne der Ver-
waltungsgerichtsordnung gegen Be-
scheide nach dieser Verordnung ent-
scheidet die Senatorin für Bildung und
Wissenschaft als oberste Dienstbehör-
de.

§ 6 Schlussvorschriften

(1) Diese Verordnung tritt mit Wirkung
vom 1. Mai 2008 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung
über den Vorbereitungsdienst für das
Lehramt an öffentlichen Schulen im
Lande Bremen vom 12. Juli 1976
(Brem.GBl. S. 177 – 2040-i-1), die



Verordnung über den Vorbereitungsdienst für die Lehrämter an öffentlichen Schulen

Entwurf zur Neufassung Stellungnahmen zu einzelne Be-
stimmungen

Stellgn. zur Stellungnahme Änderungen gegenüber Entwurf

zuletzt durch Gesetz vom 20. Novem-
ber 2006 (Brem.GBl. S. 457) geändert
worden ist, außer Kraft. Abweichend
von Satz 1 gilt sie für Referendarinnen
und Referendare, die vor dem 1. No-
vember 2007 den Vorbereitungsdienst
bereits begonnen haben, weiterhin.

(3) Diese Verordnung tritt mit Ablauf
des 31. Oktober 2010 außer Kraft.

Bremen, den

Der Senat


